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Dieser Ausgabe liegt als Anlage bei: 
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N A C H R U F 

Wir nehmen Abschied von unserem ehemaligen Kollegen 

Herrn Georg Pregler 

Herr Pregler war von Februar 1975 bis August 2008 bei der Müllabfuhr des Landkreises Rosenheim als Müllwerker 
beschäftigt. 

Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren. 
Seinen Angehörigen gilt unser Mitgefühl. 

Für den Landkreis Rosenheim Für den Personalrat 

Josef Huber Luise Bauer 
stellv. Landrat  Personalratsvorsitzende  
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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG 

Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung von 2 Ladeneinheiten in 2 Büroeinheiten, Fl.Nr. 191, 
Gemarkung Bad Endorf 

Bauherr: Balser & Stieber GbR Frau Karin Balser, Marshallstr. 132, 89231 Neu-Ulm  
Bauvorhaben: Nutzungsänderung von 2 Ladeneinheiten in 2 Büroeinheiten 
Bauort: Bad Endorf, Jahnstr. 23 
Gemarkung: Bad Endorf 
Flurnummer: 191 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Zimmer 01.618, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 18.04.2019 

gez. 

Kaiser 
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Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung einer Ladeneinheit zu einer Ferienwohnung, Fl.Nr. 1293/21, 
Gemarkung Mauerkirchen i. Chiemgau 

Bauherr: Josef Dorner, Ströbinger Str, 17, 83093 Bad Endorf  
Bauvorhaben: Nutzungsänderung einer Ladeneinheit zu einer Ferienwohnung 
Bauort: Bad Endorf, Ströbinger Str. 17   
Gemarkung: Mauerkirchen i. Chiemgau 
Flurnummer: 1293/21 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Zimmer 01.618, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 10.04.2019 

gez. 

Kaiser
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Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung von 2 Klassen der Grundschule für eine temporäre Kinderkrippe mit 13 Plätzen, Fl. Nr. 478/2, 
Gemarkung Eggstätt 

Bauherr: Gemeinde Eggstätt, Obinger Str. 7, 83125 Eggstätt  
Bauvorhaben: Nutzungsänderung von 2 Klassen der Grundschule für eine temporäre Kinderkrippe mit 

13 Plätzen 
Bauort: Eggstätt, Obinger Straße 5 
Gemarkung: Eggstätt 
Flurnummer: 478/2 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Zimmer 01.604, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 17.04.2019 

gez. 

Mark 



51 

Sturmwarndienst Simssee 

Der Sturmwarndienst am Simssee hat seine Tätigkeit am 01. April 2019 wieder aufgenommen. Die Sturmwarnung wird 
über die zwei vorhandenen Leuchten ausgelöst. 

40 Lichtblitze in der Minute bedeuten „Starkwindwarnung“; es wird vor Windböen oder anhaltendem Wind von 6 und 7 
Beaufort (39 bis 61 km/h) gewarnt. Die „Sturmwarnung“ selbst wird durch 90 Lichtblitze angezeigt. 
Mit der Sturmwarnung wird vor 8 und mehr Beaufort (62 km/h und mehr) gewarnt. 

Alle Wassersportler müssen dann unverzüglich Sicherheitsmaßnahmen treffen und nötigenfalls das nächste Ufer  
aufsuchen. 

Die Beachtung und unbedingte Befolgung der Signalzeichen wird jedem Seebenutzer im eigenen Interesse dringend  
nahegelegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 02.04.2019 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (EAPl 093-7) 
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BAUEN, PLANEN, GEWÄSSER, WOHNEN 

Vollzug des § 67 des Wasserverbandsgesetzes -WVG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.02.1991 
(BGBl. I S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.05.2002 (BGBl. I S. 1578), in Verbindung mit Art. 4 des  
Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes -WVG- (BayRS 753-5-UG); 
hier: Bekanntmachung der neuen Wasserbezugsordnung, Verbandssatzung und Tarifsatzung des Wasser- 

beschaffungsverbandes Antersberg-Voglried 

B e k a n n t m a c h u n g 

Der Wasserbeschaffungsverband Antersberg-Voglried hat entsprechend § 58 Abs. 1 in der Verbandsversammlung am 
28.03.2019 den Neuerlass der Wasserbezugsordnung sowie den Neuerlass der Verbandssatzung und Tarifsatzung  
beschlossen. 

Die neuen Satzungen wurden in der Fassung der Ausfertigung vom 02.04.2019 gemäß §§ 58 Abs. 2 Satz 1 und 72 Abs. 1 
Satz 1 WVG in Verbindung mit Art. 2 BayAGWVG durch das Landratsamt Rosenheim als örtlich und sachlich zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde genehmigt. 

Die neue Wasserbezugsordnung sowie die neue Verbandssatzung und Tarifsatzung werden als Anlage zu diesem  
Amtsblatt bekannt gemacht. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 02.04.2019 

gez. 

Dr. Ludwig 
Regierungsdirektor (EAPl 644) 
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WIRTSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ,  
VERKEHR, ENERGIE 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG); 
Antrag des Südbayerischen Portlandzementwerkes Gebr. Wiesböck & Co. GmbH auf wesentliche Änderung des in 
der Gemeinde Nußdorf am Inn, Ortsteil Überfilzen, betriebenen Steinbruchs 

Öffentliche Bekanntmachung vom 26.04.2019, Az.: 35 – 824 – 50 

Das Südbayerische Portlandzementwerk Gebr. Wiesböck & Co. GmbH (SPZ) betreibt seit 1961 auf den Grundstücken 
Fl.Nrn. 845, 846, 848, 1576, 1578, 1579 und 1580 der Gemarkung und Gemeinde Nußdorf (Ortsteil Überfilzen) einen 
Steinbruch.  
Für den Abbau von Kalkgestein zur Zementherstellung liegen Genehmigungs- und Änderungsbescheide aus den Jahren 
1961, 1980 und 1994 vor. 
Im Jahr 2017 strengte die Gemeinde Nußdorf a. Inn ein verwaltungsgerichtliches Verfahren des einstweiligen Rechts-
schutzes auf Einstellung der Arbeiten im Steinbruch an. Nach erstinstanzlicher Abweisung erließ der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof (VGH) am 28.05.2018 den Beschluss, dass der Gesteinsabbau und auch die vorbereitenden 
Maßnahmen jenseits einer Höhe von 758 m ü. NN vorläufig stillzulegen sind, da nach den im einstweiligen Verfahren  
erkennbaren Umständen eine gültige Genehmigung für den Gesteinsabbau oberhalb dieser Höhenlinie fraglich sei.  

Die Antragstellerin (SPZ) teilt die rechtliche Auffassung nicht und geht davon aus, dass im Bereich der Abbauplanung vom 
September 1993 (geändert 24.03.1994), mit amtlicher Berichtigung vom 05.09.1994, auch oberhalb von 758 m ü. NN eine 
rechtsgültige Abbaugenehmigung vorliegt. 

Aufgrund des Beschlusses des VGH hat das SPZ nun mit Datum vom 08.03.2019 (eingegangen am 12.03.2019) die Er-
weiterung der bestehenden Abbaugenehmigung auf die Flächen beantragt, die im räumlichen Umgriff der bisherigen 
Genehmigung, aber oberhalb einer Höhe von 758 m ü. NN liegen. Dies entspricht einer Erweiterung um 2,034 ha. Mit dem 
Genehmigungsverfahren soll auch eine Konsolidierung der Gesamtgenehmigung unter Herausnahme einer nicht für den 
Abbau benötigten Teilfläche erreicht werden. 
In diesem Zug werden die Böschungsneigungen, Zwischenbermen und Sohlen sowie die Rekultivierungsplanung dem 
aktuellen Stand der Technik angepasst und Ausgleichsmaßnahmen für die Erweiterungsflächen festgelegt.  

Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung nach den §§ 4, 16 Abs. 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V. mit den §§ 1 und 2 sowie Anhang 1 Nr. 2.1.2 (Verfahrensart „V“) der  
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). Zuständige Genehmigungsbehörde ist das Landratsamt 
Rosenheim. 

Auf ausdrücklichen Antrag des Betreibers wird ein förmliches Verfahren nach § 10 BImSchG mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt.  
Der Genehmigungsantrag mit allen nach § 4 ff. 9. BImSchV vorgelegten Unterlagen einschließlich der Unterlagen für die 
standortbezogene Vorprüfung zur Umweltverträglichkeit liegt für einen Monat von 

Montag, 29.04.2019 bis einschließlich Dienstag, 28.05.2019 

bei folgenden Behörden / Stellen zur Einsicht während der jeweiligen Dienststunden aus: 

• Gemeindeverwaltung Nußdorf am Inn, Brannenburger Str. 10, 83131 Nußdorf a. Inn,  
Bauamt, Zimmer Nr. 10, bauamt@nussdorf.de.  

• Landratsamt Rosenheim, Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Immissionsschutz,  
Zimmer Nr. 01.328, immissionsschutz@lra-rosenheim.de. 

Zusätzlich werden die genannten Unterlagen einschließlich UVP-Bericht sowie der Inhalt dieser öffentlichen  
Bekanntmachung auf der Internetseite des Landratsamtes Rosenheim zugänglich gemacht (siehe dort: 
https://www.landkreis-rosenheim.de -> Landratsamt -> Umwelt, Natur, Land- und Abfallwirtschaft -> Immissionsschutz und 
Abfallrecht -> Immissionsschutzrechtliche Genehmigung bzw. unter https://bit.ly/2VvKqOg). 
Maßgeblich ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen. 

Etwaige Einwendungen der Öffentlichkeit gegen das Vorhaben können innerhalb der Auslegungsfrist und bis einen Monat 
nach deren Ablauf, also von 

Montag, 29.04.2019 bis einschließlich Freitag, 28.06.2019 

schriftlich oder elektronisch bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.  
Es wird gebeten, bei der Erhebung von Einwendungen den Namen und die vollständige Adresse anzugeben. 
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Mit dem Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 10 Abs. 3 S. 5 BlmSchG für das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, 
dass nach der aktuellen Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 15.10.2015, C-137/14) der Ausschluss nicht fristgerecht 
vorgebrachter Einwendungen in einem sich an die Verwaltungsentscheidung anschließenden gerichtlichen Überprüfungs-
verfahren wirkungslos sein kann, soweit europäisches Umweltrecht betroffen ist. 

Wir weisen ferner darauf hin, dass die Einwendungen von der Genehmigungsbehörde dem Antragsteller sowie den  
beteiligten Behörden im Rahmen ihres jeweiligen Aufgabenbereichs bekanntgegeben werden müssen. Auf Verlangen des 
Einwenders sollen dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese Angaben 
zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Das Landratsamt Rosenheim kann die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu dem Vorhaben mit 
dem Antragsteller sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erörtern. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er 
wird bestimmt für  

Dienstag, den 23.07.2019 im „großen Sitzungssaal“ des Landratsamtes Rosenheim 
(Zimmer Nr. 01.032), Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Beginn: 09:30 Uhr. 

Kann die Erörterung am 23.07.2019 nicht abgeschlossen werden, wird sie am 24.07.2019 zur gleichen Zeit und am  
gleichen Ort fortgesetzt. Die Termine für eine Fortsetzung der Erörterung über den 24.07.2019 hinaus werden den Teil-
nehmern jeweils an dem Tag mitgeteilt, an dem die Erörterung nicht abgeschlossen werden kann. Eine gesonderte 
öffentliche Bekanntmachung dieser Termine erfolgt nicht. 

Wir weisen ferner darauf hin, dass über die Durchführung des Erörterungstermins nach Ablauf der Einwendungsfrist nach 
pflichtgemäßem Ermessen entschieden wird. Diese Entscheidung wird gesondert öffentlich bekanntgemacht. 

Die Vertretung bei dem Erörterungstermin durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten des Landratsamtes Rosenheim zu geben ist. 

Bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, können die formgerecht  
erhobenen Einwendungen auch ohne diese Personen erörtert werden. 

Nach Ablauf der Auslegungs- und Einwendungsfristen wird über das vorgenannte Vorhaben nach § 4 Abs. 1 BlmSchG 
entweder durch Genehmigungs- oder Ablehnungsbescheid entschieden. Zudem kann die Zustellung der Entscheidung 
über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 26.04.2019 

gez. 

Patzner (824-50) 
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Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens nach §§ 4, 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zum Einsatz 
von LD- und Hochofenschlacke als Rohmaterialkomponente im Zementwerk Rohrdorf 

Bekanntmachung des Landratsamtes Rosenheim vom 26.04.2019, Az.: 35-824-50 

Die Südbayerisches Portland-Zementwerk Gebr. Wiesböck & Co. GmbH beantragte am 06.12.2018 beim Landratsamt 
Rosenheim als zuständige Genehmigungsbehörde die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die wesentliche  
Änderung des Zementwerks durch den dauerhaften Einsatz von LD-Schlacke und Hochofenschlacke als alternativen  
Rohstoff. 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Verbindung mit Nr. 2.3.1 (Verfahrensart G) des Anhangs 1 zur Vierten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BIm-
SchV). 

Das Vorhaben fällt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in  
Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 2.2.1 Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG (Errichtung und Betrieb einer  
Anlage zur Herstellung von Zementklinkern oder Zementen mit einer Produktionskapazität von 1.000 t oder mehr je Tag). 
Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG eine  
allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 5 UVPG vorzunehmen. 
Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei 
der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die für die  
Genehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht. 
Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen Prüfung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener  
Ermittlungen und der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante 
Änderungsvorhaben keine erheblich nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. 
Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf folgende Aspekte: Durch das Vorhaben ändert sich die Immissionssituation 
(Kenngrößen für die Immissions-Jahres-Zusatzbelastung) außerhalb des Betriebsgeländes gegenüber der mit den  
Bescheiden vom 2. März 2006 und 17. Februar 2011 abgeschlossenen Genehmigungsverfahren, bei welchen die  
Kenngrößen der Vorbelastung, Zusatzbelastung und Gesamtbelastung nach den Bestimmungen der TA Luft vom 24. Juli 
2002 ermittelt wurden, praktisch nicht. Die Zusatzbelastung durch das Vorhaben „Einsatz von LD- und Hochofenschlacke 
als Rohmaterialkomponente“ ist somit irrelevant im Sinne der TA Luft (vgl. Nr. 4.2.2 Buchstabe a) und Nr. 4.3.2 Buchstabe 
a)). 
In diese Prüfung wurden auch frühere Änderungen oder Erweiterungen einbezogen, für die nach den jeweils geltenden 
Fassungen des – in seinen wesentlichen Teilen am 01.08.1990 in Kraft getretenen – UVPG keine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt wurde. Die Prüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass die beantragte Änderung keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen haben kann, es insbesondere zu keinen signifikanten Veränderungen bei den Emissionen 
kommt. 
Diese Einschätzung gilt auch bei Einbeziehung früherer Änderungen in die Vorprüfung. Bei den seit 01.08.1990 durchge-
führten Änderungen handelt es sich im Wesentlichen um Maßnahmen, die keine Änderung der Gesamtkonzeption der 
Anlage nach sich zogen. 
Das Vorhaben steht auch nicht in einem engeren Zusammenhang mit anderen Vorhaben derselben Art (§ 10 Abs. 4 
UVPG) und es liegt auch nicht innerhalb eines angemessenen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereichs (§ 8 UVPG). 

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar.  
Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 26.04.2019 

gez. 

Patzner (824-50) 
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FINANZWESEN 

Haushaltssatzung des Landkreises Rosenheim für das Haushaltsjahr 2019 

I. 

H a u s h a l t s s a t z u n g  

des Landkreises Rosenheim 
für das Haushaltsjahr 2019 

Aufgrund der Art. 57 ff der Landkreisordnung erlässt der Landkreis Rosenheim folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 289.843.700 € 

und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 53.894.300 € 

ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zur Finanzierung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan des Landkreises Rosenheim wird auf 6.800.000 € festgesetzt. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt des Landkreises Rosenheim wird auf 
98.096.000 € festgesetzt. 

§ 4 

(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 Abs. 1 BayFAG auf die Gemein-
den umzulegen ist (Umlagesoll), wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 

132.850.200 € 
festgesetzt. 

(2) Der Umlagesatz für die Bemessung der Kreisumlage 2019 wird gem. Art. 18 Abs. 3 BayFAG einheitlich auf 

45,75 v. H. 

der vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung bekannt gegebenen endgültigen Umlagegrund-
lagen festgesetzt. 

(3) Die Steuersätze (Hebesätze) für die nachstehenden Gemeindesteuern, die der Landkreis auf gemeindefreien Grund-
stücken erhebt, werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 310 v. H. 

2. Grundsteuer für die Grundstücke (B) 310 v. H. 

3. Gewerbesteuer 310 v. H. 
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§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan des Landkreises 
Rosenheim wird auf 10.000.000 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

Landkreis Rosenheim 
Rosenheim, 1. April 2019 

gez. 

Josef Huber 
stv. Landrat 

II. 

Die Regierung von Oberbayern hat mit Schreiben vom 27.3.2019, Nr. 12.2-1512RO19, rechtsaufsichtlich genehmigt: 

- den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Landkreises mit 
6.800.000 €, 

- den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen mit 89.096.000 € 

Die übrigen Bestandteile der Haushaltssatzung für das Jahr 2019 waren nicht genehmigungspflichtig. 

III. 

Der Haushaltsplan 2019 des Landkreises Rosenheim liegt gem. Art. 59 Abs. 3 Satz 3 der Landkreisordnung für den  
Freistaat Bayern (LKrO) ab dem Tag dieser amtlichen Bekanntmachung der Haushaltssatzung bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich im Landratsamt Rosenheim, Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, 
im Zimmer 02.413 (4. Obergeschoss des Erweiterungsbaus) während der allgemeinen Geschäftsstunden auf. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 2. April 2019 

gez. 

Josef Huber 
stv. Landrat (131-941-3) 
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Vollzug des BaySchFG und der GO; 
Haushalt 2019 des Mittelschulverbandes Eiselfing

I. 

Die Schulverbandsversammlung des Mittelschulverbandes Eiselfing hat in der Sitzung vom 21.03.2019 den Haushalt des 
Jahres 2019 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile und wird zur Erlan-
gung der Rechtswirksamkeit nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 

des Mittelschulverbandes Eiselfing, Landkreis Rosenheim 

Auf Grund des Art. 9 Abs. 7 Bay Schulfinanzierungsgesetz sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung i. V. m. Art. 41 Abs. 
1 und 42 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der Mittelschulverband Eiselfing 
folgende  

Haushaltssatzung 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltjahr 2019 wird hiermit festgesetzt, er schließt im 

Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 704.000,-- € 

und im  

Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 308.300,-- € 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 0,-- € 
festgesetzt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt 

§4 
(1) Verwaltungsumlage Grundschule: 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwal-
tungshaushalt für die Grundschule wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 297.300,00 EUR festgesetzt und nach der Zahl 
der Grundschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 
2018 auf 110 Grundschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Grundschüler auf 2.702,73 EUR festgesetzt. 

(2) Verwaltungsumlage Mittelschule: 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwal-
tungshaushalt für die Mittelschule wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 262.700,00 EUR festgesetzt und nach der Zahl 
der Mittelschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 
2018 auf 80 Mittelschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Mittelschüler auf 3.283,75 EUR festgesetzt. 
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§ 5 
(1) Investitionsumlage Grundschule: 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermö-
genshaushalt für die Grundschule wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 85.700,00 EUR festgesetzt und nach der Zahl 
der Grundschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2018 
auf 110 Grundschüler festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Grundschüler auf 779,09 EUR festgesetzt. 

(2) Investitionsumlage Mittelschule: 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermö-
genshaushalt für die Mittelschule wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 62.500,00 EUR festgesetzt und nach der Zahl der 
Mittelschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2018 
auf 80 Mittelschüler festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Mittelschüler auf 781,25 EUR festgesetzt. 

§ 6 
Die vom Schulverband nach §§ 4 und 5 zu erhebenden Umlagen sind mit einem Viertel des Jahresbetrages jeweils am 25. 
Januar, 25. April, 25. Juli und 25. Oktober des Jahres 2019 fällig. Falls die Haushaltssatzung 2020 zu Beginn des Haus-
haltsjahres 2020 noch nicht erlassen sein sollte, wird die Verwaltungsumlage nach § 4 in Höhe der im Jahr 2019 
festgesetzten Vierteljahresbeträge vorläufig zu den entsprechenden Terminen im Jahr 2020 erhoben. 

§ 7 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 0,00 €
festgesetzt. 

§ 8 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 in Kraft. 

Eiselfing, den 02.04.2019 

gez. 

Georg Reinthaler 
Erster Verbandsvorsitzender 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung 
einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Mittelschulverbandes (Gemeinde 
Eiselfing, Am Pfarrstadl 1, 83549 Eiselfing) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 08.04.2019 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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Vollzug des KommZG und der GO; 
Haushalt 2019 des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe

I. 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe hat in der Sitzung 
vom 14.03.2019 den Haushalt des Jahres 2019 beschlossen. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen (s. § 2 der 
Haushaltssatzung) wurde mit Schreiben des Landratsamtes Rosenheim vom 26.03.2019 rechtsaufsichtlich geneh-
migt. Zur Erlangung der Rechtswirksamkeit wird die Haushaltssatzung nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe 
(Landkreis Rosenheim) 

für das Wirtschaftsjahr 2019 

Aufgrund der §§ 20 und 21 der Verbandssatzung und Art. 40 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband folgende  
Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt. 

Er schließt im Erfolgsplan - in den Erträgen mit 940.600,00 €.

- in den Aufwendungen mit 1.798.600,00 €.

und im Vermögensplan in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.109.000,00 €. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 880.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht festgesetzt. 

§ 4  

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf 
100.000,-- € festgesetzt. 

§ 5 

Mehreinnahmen bei den Einzelplänen können zur Deckung von Mehrausgaben bei den jeweiligen Abschnitten verwendet 
werden. Die Deckungsfähigkeit aller Ausgabemittel der Einzelpläne ist zugelassen. 
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§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 in Kraft. 

Schonstett, 28.03.2019 Zweckverband zur Wasserversorgung
der Schonstetter Gruppe 

gez. 

Voit 
(Verbandsvorsitzender) 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung und der zur Haushaltssatzung gehörende Wirtschaftsplan bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der  
Geschäftsstelle des Zweckverbandes (Hauptstr. 11, 83137 Schonstett) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 08.04.2019 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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Vollzug des KommZG und der GO; 
Haushalt 2019 des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee

I. 

Die Verbandsversammlung des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee hat in der Sitzung vom 21.02.2019 den 
Haushalt des Jahres 2019 beschlossen. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen (s. § 3 der Haushaltssatzung)  
wurde mit Schreiben des Landratsamtes Rosenheim vom 13.03.2019 rechtsaufsichtlich genehmigt. Zur Erlangung der 
Rechtswirksamkeit wird die Haushaltssatzung nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 

des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee 

Sitz Rimsting (Landkreis Rosenheim) 

für das Haushaltsjahr 2019 

Aufgrund des Art. 41 Abs. 1 KommZG i. V. mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erläßt der Abwasser- und Umweltverband 
Chiemsee folgende Haushaltssatzung: 

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 3.997.100 EUR 

und 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 4.025.900 EUR 

ab. 

§ 2 

Verbandsumlagen 

A) Betriebskostenumlage für den Abwasserbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

2.753.800 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 3 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

B) Umweltkostenumlage 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

160.600 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 4 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 
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C) Chiemseerundwegumlage 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

83.200 EUR 

festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 5 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

D) Investitionskostenumlage für den Abwasserbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt wird auf 

1.219.600 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 1 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

E) Investitionskostenumlage für den Umweltbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt wird auf 

0 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 4 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

F) Investitionskostenumlage für den Chiemseerundweg 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt wird auf 

0 EUR 

festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 5 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

§ 3 

Kreditaufnahmen für Investitionen werden in Höhe von 500.000 EUR festgesetzt. 

§ 4

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
200.000 EUR festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2019 in Kraft. 

Rimsting, den 18.03.2019 
Abwasser- und Umweltverband 
Chiemsee 

gez. 

Josef Mayer 
Verbandsvorsitzender 
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II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung 
einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Abwasser- und Umweltverbandes 
Chiemsee (Stiedering 1, 83253 Rimsting) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 03.04.2019 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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Vollzug des BaySchFG und der GO; 
Haushalt 2019 des Mittelschulverbandes Brannenburg

I. 

Die Schulverbandsversammlung des Mittelschulverbandes Brannenburg hat am 27.02.2019 den Haushalt des 
Jahres 2019 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile und wird zur 
Erlangung der Rechtswirksamkeit nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 
des Mittelschulverbandes Brannenburg, 

Landkreis Rosenheim, 
für das Haushaltsjahr 2019 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 7 und 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG), Art. 26 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 
KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Mittelschulverband Brannenburg folgende  
Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt;  
er schließt im 

Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 845.300,-- € 

und im 

Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 446.800,-- € 

ab. 

§ 2 

Es werden keine Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4  

a) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der auf die Mitglieder 

des Schulverbandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird auf 699.200,00 € festgesetzt. 

b) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der auf die Mitglieder 

des Schulverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage), wird auf 67.700,00 € festgesetzt. 

c) Für die Bemessung der Umlage wird die Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2018 herangezogen (Bemes-

sungsgrundlage). 
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d) Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2018 von 368 Schülern (ohne Gastschüler) besucht. Für die Bemessung 

der Schulverbandsumlagen nach der Schülerzahl beträgt der Betrag je Schüler  

im Verwaltungshaushalt  1.900,00 €.
im Vermögenshaushalt  183,97 €. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
100.000,-- € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in Kraft. 

Schulverband Brannenburg 
Brannenburg, den 08.04.2019 

gez. 

Matthias Jokisch 
Erster Bürgermeister und  
Verbandsvorsitzender 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Mittelschulverbandes 
(Gemeinde Brannenburg, Schulweg 2, 83098 Brannenburg) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 15.04.2019 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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